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Abkürzungsverzeichnis

SGK-SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Ständerates
SGK-NR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates
BVG Bundesgesetz über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und

Invalidenvorsorge

CSSS-CE Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des
Etats

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

LPP Loi fédérale sur la prévoyance professionnelle vieillesse, survivants et
invalidité
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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Via parlamentarische Initiative verlangte Nationalrätin Nabholz (fdp, ZH) eine Öffnung
der Säule 3a für Nichterwerbstätige, insbesondere Frauen, die ohne Entlöhnung
Erziehungs- und Betreuungsaufgaben wahrnehmen, sowie Arbeitslose und Invalide. Von
der steuerlich privilegierten gebundenen Selbstvorsorge könnten somit rund 635'000
Personen mehr profitieren. Die SP bekämpfte den Vorstoss jedoch als neues
Steuerschlupfloch für Reiche und sah darin im Gegensatz zur Initiantin kein
eigentliches Gleichstellungsanliegen, da sich viele der anvisierten Personen die Säule 3a
gar nicht leisten könnten. Mit 109 zu 60 Stimmen gab der Nationalrat der Initiative aber
Folge und beauftragte seine Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit (SGK)
mit der Ausarbeitung einer Revisionsvorlage des Bundesgesetzes über die berufliche
Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVG). 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.03.1997
EVA MÜLLER

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Berufliche Vorsorge

Da die BVG-Revision später in Angriff genommen wurde als eigentlich geplant, ergaben
sich insofern Koordinationsprobleme mit der in der 10. AHV-Revision vorgenommenen
schrittweisen Erhöhung des Rentenalters der Frauen, als ab dem 1. Januar deren AHV-
Rentenalter auf 63 Jahre angehoben wurde, die Rentenbildung in der 2. Säule aber mit
dem 62. Geburtstag aufhörte. Um die Altersrente der Frauen nicht zu schmälern,
nahmen beide Kammern in der Frühjahrssession eine parlamentarische Initiative der
SGK des Ständerates für eine dringliche Gesetzesänderung an, die es den Frauen
ermöglicht, sich in ihrem 63. Altersjahr weiterhin betrieblich nach BVG zu versichern.
Für die Säule 3a wurde die Harmonisierung durch eine Anpassung der Verordnung über
die steuerliche Abzugsberechtigung für Beiträge an anerkannte Vorsorgeformen
vorgenommen. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.03.2001
MARIANNE BENTELI

Roland Fischer (glp, LU) forderte im Juni 2020 in einer parlamentarischen Initiative eine
klimaverträgliche Altersvorsorge, indem die BVG-Vorsorgeeinrichtungen zukünftig die
Klimaverträglichkeit ihrer Anlagen messen, darüber berichten und zu verbessern
versuchen müssten. Dies sei für eine Erreichung des Netto-Null-Ziels des Bundesrates
nötig, werde von der Mehrheit der Schweizer Bevölkerung gemäss einer Umfrage der
Hochschule Luzern gewünscht und reduziere das Anlagerisiko, zumal Anlagen in fossile
Energien zukünftig aufgrund von Transformationsprozessen an Wert verlieren könnten.
Umgekehrt wiesen nachhaltige Anlagen kein schlechteres Rendite-Risiko-Profil auf als
traditionelle Anlagen. Mit 15 zu 10 Stimmen sprach sich die SGK-NR gegen zusätzliche
Regulierungen bei den Pensionskassen aus und gab der Initiative daher keine Folge. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.06.2021
ANJA HEIDELBERGER

In Übereinstimmung mit seiner Kommissionsmehrheit sprach sich in der Herbstsession
2021 auch der Nationalrat gegen die parlamentarische Initiative Fischer (glp, LU) für
eine klimaverträgliche Altersvorsorge aus. Benjamin Roduit (mitte, VS) und Marcel
Dobler (fdp, SG) erklärten für die Kommission, dass statt zusätzlicher Vorschriften die
freiwilligen Bemühungen der betroffenen Institutionen – welche es duchaus gebe –
unterstützt werden sollen. Zudem bestünden diesbezüglich bereits Leitlinien des
Bundes. Schliesslich müsse auch beachtet werden, dass die Versicherten die
Anlagerisiken tragen. Diese Meinung teilte in der Folge auch der Nationalrat, der sich
mit 104 zu 84 Stimmen (bei 1 Enthaltung) gegen Folgegeben aussprach. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.09.2021
ANJA HEIDELBERGER

1) AB NR, 1997, S. 500 ff.
2) AB SR, 2001, S. 1 ff., 137 und 181; AB NR, 2001, S. 265 f., 310 und 367; CHSS, 2001, S. 3.
3) Medienmitteilung SGK-NR vom 25.6.21
4) AB NR, 2021, S. 1968 ff.; Bericht SGK-NR vom 23.6.21
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